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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 R 1032/14
Datum 23.01.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 38/18
Datum 13.02.2019

3. Instanz

Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Frage, ob der KlÃ¤ger aufgrund einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung bei der Beigeladenen zu 1) in der Zeit vom 01.12.2013 â��
31.12.2016 versicherungspflichtig in der Rentenversicherung sowie nach dem Recht
der ArbeitsfÃ¶rderung ist.

Der am 00.00.0000 geborene KlÃ¤ger ist seit 2006 Gesellschafter und
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Beigeladenen zu 1). Bei der Beigeladenen zu 1) handelt es
sich um eine Gesellschaft, die den Einkauf und die Vermarktung von Fleisch zum
Inhalt hat.

Die Beigeladene zu 1) gehÃ¶rt zu der A â�� Gruppe, deren Muttergesellschaft die B
â�� AG ist. Zu der A â�� Gruppe gehÃ¶ren verschiedene eigenstÃ¤ndige
Unternehmen verschiedener Sparten. Die Muttergesellschaft hat gemeinsame
Standards / Richtlinien festgelegt, die fÃ¼r alle Unternehmen der einzelnen Sparten
gelten sollen. Eine Sparte ist der Import und Export von Fleischwaren, zu der auch
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die Beigeladene zu 1) gehÃ¶rt. Ein weiteres Unternehmen der A â�� Gruppe ist die
C GmbH, welche zu 100% (mittelbar oder unmittelbar) von der Muttergesellschaft,
der A â�� Gruppe gehalten wird. Die C GmbH wiederum war alleinige
Gesellschafterin der D GmbH (einem weiteren Unternehmen der A â�� Gruppe) und
zu 50,1 % Gesellschafterin und damit Mehrheitsgesellschafterin der Beigeladenen
zu 1).

Weitere Gesellschafterin der Beigeladenen zu 1) war die E VermÃ¶gensverwaltungs
GmbH & Co.KG, die zunÃ¤chst 49 % der Anteile an der Beigeladenen zu 1) hielt.
Alleiniger Kommanditist der E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG und
alleiniger Gesellschafter â�� GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KomplementÃ¤rin F
Verwaltungs GmbH ist der KlÃ¤ger, der somit zu 49 % mittelbar Ã¼ber die E
VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG an der Beigeladenen zu 1) beteiligt war.
Der KlÃ¤ger war zudem sowohl GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Mehrheitsgesellschafterin
der Beigeladenen zu 1), der C GmbH, als auch der Beigeladenen zu 1) selbst. FÃ¼r
die Beigeladene zu 1) war neben dem KlÃ¤ger ein weiterer GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
bestellt.

Im August 2013 kam es aufgrund einer ErhÃ¶hung des Stammkapitals der
Beigeladenen zu 1) zu einer VerÃ¤nderung der Mehrheitsanteile der Gesellschafter.
Der KlÃ¤ger war nunmehr Ã¼ber die E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG nur
noch mit 25,1 % an der Beigeladenen zu 1) beteiligt, wÃ¤hrend die C GmbH 74,9 %
der Anteile innehatte. Der Gesellschaftsvertrag vom 27.08.2013, mit dem auch die
Ã�nderung des Stammkapitals festgelegt wurde, enthielt unter anderem folgende
Regelungen:

Â§ 6 BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung Abs. 1: Die BeschlÃ¼sse der
Gesellschafterversammlung bedÃ¼rfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen
Stimmen, es sei denn, Satzung oder Gesetz schreiben eine grÃ¶Ã�ere Mehrheit vor.
Abs. 2: Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen â��
neben den gesetzlich geregelten FÃ¤llen â�� mit einer Mehrheit von 75% der
abgegebenen Stimmen folgende GegenstÃ¤nde: a) die Ã�nderung oder Aufhebung
des Anstellungsvertrags mit dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer G b) der Abschluss und die
Ã�nderung von AnstellungsvertrÃ¤gen mit weiteren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern. Dies gilt
nicht hinsichtlich eines weiteren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers, wenn dessen
GesamtvergÃ¼tung die von Herrn G bezogene GesamtvergÃ¼tung im Zeitpunkt
des Abschlusses des Anstellungsvertrags bzw. dessen Ã�nderung â�� oder falls Herr
G als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ausgeschieden sein sollte seine zuletzt bezogene
GesamtvergÃ¼tung â�� nicht Ã¼bersteigt. Satz 2 gilt nicht, wenn die Gesellschaft
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 7 die VergÃ¼tung eines von der C GmbH bestellten
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers trÃ¤gt.

c) die Ã�nderung der GeschÃ¤ftsordnung fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung
einschlieÃ�lich des GeschÃ¤ftsverteilungsplans und des Katalogs der
zustimmungsbedÃ¼rftigen GeschÃ¤fte. ( ) Â§ 7 GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und
Vertretung Abs. 1: Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer werden von der
Gesellschafterversammlung mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen
bestellt und abberufen. Abs. 2: Die Gesellschaft hat einen oder mehrere
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Ist nur ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt, so vertritt dieser die
Gesellschaft allein. Sind mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt, so wird die
Gesellschaft durch zwei GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gemeinschaftlich oder durch einen
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. ( ) Abs. 4:
Solange die E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG mindestens ein Viertel des
Stammkapitals an der Gesellschaft hÃ¤lt, Herr G das gesamte Kommanditkapital
der E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG sowie das gesamte Stammkapital
ihrer persÃ¶nlich haftenden Gesellschafterin hÃ¤lt und deren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
ist, steht der E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG als satzungsmÃ¤Ã�iges
Sonderrecht das Recht zu, Herrn G als von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB
befreiten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers allein zu bestellen und abzuberufen. Eine Abberufung
â�� auch gegen die Stimmen der E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG â�� ist
nur aus wichtigem Grund zulÃ¤ssig. ( )

Hinsichtlich des vollstÃ¤ndigen Inhalts des Gesellschaftsvertrags wird auf Bl. 2 ff der
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

Parallel zum Abschluss des obigen Gesellschaftsvertrags wurde der bereits seit
2007 bestehende Dienstvertrag zwischen dem KlÃ¤ger und der Beigeladenen zu 1)
zum 01.08.2013 geÃ¤ndert und neu gefasst. In Â§ 2 des Dienstvertrags ist
ausdrÃ¼cklich geregelt, dass der KlÃ¤ger die Weisungen der
Gesellschafterversammlung zu befolgen hat. Â§ 3 des Dienstvertrags legt fest, dass
die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung als GesamtgeschÃ¤ftsfÃ¼hrung ausgestaltet ist und der
KlÃ¤ger daher verpflichtet ist, seine Funktion in Gemeinschaft mit anderen
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern oder Prokuristen auszuÃ¼ben.

Zudem regelt der Vertrag, dass die "wesentlichen GeschÃ¤ftsvorfÃ¤lle" in der
GeschÃ¤ftsleitung zu beraten und zu beschlieÃ�en seien. Als regelmÃ¤Ã�ige
monatliche "VergÃ¼tung" wurde ab dem 01.12.2013 ein Betrag in HÃ¶he von
monatlich 16.200,00 EUR festgesetzt, ab dem 01.01.2015 wird ein "Festgehalt" von
17.200,00 EUR vereinbart. Es folgen Regelungen Ã¼ber "sonstige Leistungen"
(Unfallversicherung, Leistungen im Todes- und Krankheitsfall, Dienstfahrzeug), die
Festsetzung eines Urlaubsanspruchs von 28 Tagen und die Verpflichtung, den
Urlaub mit dem Vorgesetzten und der MitgeschÃ¤ftsfÃ¼hrung abzustimmen sowie
in Â§ 11 Regelungen zur Vertragsdauer. In Â§ 11 ist in diesem Zusammenhang
festgelegt, dass der Vertrag unbefristet geschlossen wird und fÃ¼r beide Seiten
jederzeit aus wichtigem Grund kÃ¼ndbar ist, der zur fristlosen KÃ¼ndigung
berechtigen wÃ¼rde. Eine ordentliche KÃ¼ndigung des KlÃ¤gers ist bei ErfÃ¼llung
bestimmter Voraussetzungen ausgeschlossen. ZusÃ¤tzlich zu dem Dienstvertrag
wurden eine Liste zustimmungspflichtiger GeschÃ¤fte sowie ein
"GeschÃ¤ftsverteilungsplan" vereinbart.

Hinsichtlich des vollstÃ¤ndigen Vertragstextes des Dienstvertrages wird auf Bl. 24 ff
der Verwaltungsakte verwiesen.

Zu beachten ist weiter eine fÃ¼r alle Unternehmen der A â�� Gruppe geltende
GeschÃ¤ftsordnung. Darin wird unter anderem nochmals darauf hingewiesen, dass
eine gemeinschaftliche GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung erfolgt, dass aber jeder
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer im Innenbereich fÃ¼r seinen im GeschÃ¤ftsverteilungsplan
festgelegten Bereich die Verantwortung trÃ¤gt. Zudem ist erneut festgelegt, dass
die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer die GeschÃ¤fte der Gesellschaft nach den Weisungen der
Gesellschafterversammlung zu fÃ¼hren haben. In Â§ 3 Nr. 5 der
GeschÃ¤ftsordnung wird darauf verwiesen, dass in allen die A â�� Firmen einheitlich
betreffenden Fachfragen eine Richtlinienkompetenz der Gesellschafterversammlung
gegenÃ¼ber den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungen besteht. Â§ 4 regelt die Aufgaben der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und legt fest, dass ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zum Erlass von
Anordnungen nur innerhalb seines GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbereichs berechtigt ist.
Den Regelungen der GeschÃ¤ftsordnung folgt eine Liste genehmigungspflichtiger
GeschÃ¤fte.

SchlieÃ�lich ist als weiteres Vertragswerk die "Beteiligungsvereinbarung" zu
beachten, die unter anderem zwischen dem KlÃ¤ger, der Beigeladenen zu 1), der D
GmbH, deren alleiniger Gesellschafterin der C GmbH und der B AG abgeschlossen
wurde. Durch diese Vereinbarung sollte das VerhÃ¤ltnis der Gesellschafter
untereinander geregelt werden. Hintergrund war, dass die von der C GmbH (die
ihrerseits zu 100% von der Muttergesellschaft B â�� AG gehalten wird) alleinig
gehaltene D GmbH sowie die von der C GmbH mehrheitlich gehaltene Beigeladene
zu 1) aus Ã¶konomischen GrÃ¼nden zusammen in einem einheitlichen
GeschÃ¤ftsbetrieb im Rahmen der Beigeladenen zu 1) gefÃ¼hrt werden sollten. In
Â§ 7 der Vereinbarung wird ausdrÃ¼cklich die Geltung von durch die A â�� Gruppe
beschlossenen Richtlinien festgelegt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten der Beteiligungsvereinbarung wird auf Bl. 218
ff der Gerichtsakte verwiesen.

Am 09.01.2014 gingen bei der Beklagten die fÃ¼r eine PrÃ¼fung des
sozialversicherungsrechtlichen Status notwendigen Unterlagen ein, mit denen der
KlÃ¤ger die KlÃ¤rung der Sozialversicherungspflicht fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der Beigeladenen zu 1) herbeifÃ¼hren wollte. Nach
Auswertung der vorgelegten Unterlagen hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 14.01.2014 dazu an, dass davon ausgegangen werde, dass die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer â�� TÃ¤tigkeit bei der Beigeladenen zu 1) in abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt werde und dass daher eine Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung bestehe. Die
Beklagte begrÃ¼ndete diese Auffassung im Wesentlichen damit, dass der KlÃ¤ger
nicht unmittelbar (sondern nur mittelbar durch die E VermÃ¶gensverwaltungs
GmbH & Co.KG) am Stammkapital der Beigeladenen zu 1) beteiligt sei, den
Weisungen der Gesellschafterversammlung unterliege und dass ein Dienstvertrag
geschlossen worden sei, der die Mitarbeit und unter anderem auch eine
regelmÃ¤Ã�ige VergÃ¼tung regele. Mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom
12.03.2014 stellte die Beklagte dann auch die Versicherungspflicht ab dem
01.12.2013 entsprechend fest. Dagegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom
17.03.2014 Widerspruch ein. In der WiderspruchsbegrÃ¼ndung wies der KlÃ¤ger
darauf hin, dass er zwar nur Minderheitsgesellschafter bei der Beigeladenen zu 1)
sei, dass aber umfassende Sonderrechte in Form von Veto- und Gestaltungsrechten
vereinbart worden seien, die nicht mit der Annahme einer Arbeitnehmerstellung in
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Einklang gebracht werden kÃ¶nnten. So seien in Â§ 6 des Gesellschaftsvertrags
zahlreiche Ausnahmen von dem Prinzip der Beschlussfassung mit einfacher
Mehrheit festgelegt. Insbesondere sÃ¤mtliche GeschÃ¤fte und Angelegenheiten, die
die Stellung des KlÃ¤gers betreffen, wie z.B. die Aufhebung oder Ã�nderung des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags oder die Ã�nderung der GeschÃ¤ftsordnung, kÃ¶nnten
nur mit 75 % der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne
aufgrund der ihm zustehenden Sonderrechte gegen seinen Willen nicht abberufen
werden.

Trotz dieser EinwÃ¤nde erlieÃ� die Beklagte am 18.06.2014, zugegangen am
23.06.2014, den streitgegenstÃ¤ndlichen Widerspruchsbescheid, mit dem sie aus
den bereits benannten GrÃ¼nden den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck
wies.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 22.07.2014 die vorliegende Klage erhoben. Er ist
weiter der Ansicht, dass er als Gesellschafter â�� GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
Beigeladenen zu 1) mit derart umfassenden Sonderrechten ausgestattet sei, dass er
rechtlich nicht als Arbeitnehmer in einem abhÃ¤ngigen ArbeitsverhÃ¤ltnis
eingestuft werden kÃ¶nne. Vielmehr verfÃ¼ge er Ã¼ber eine SperrminoritÃ¤t,
durch die er maÃ�geblichen Einfluss auf die GeschÃ¤fte und Geschicke der
Beigeladenen zu 1) ausÃ¼ben kÃ¶nne. Er wiederholt, dass insbesondere
BeschlÃ¼sse, die seine eigene Stellung betreffen, nur mit einer Mehrheit von 75 %
der abgegebenen Stimmen gefasst werden kÃ¶nnten und dass er gegen seinen
Willen nicht abberufen werden kÃ¶nne. Diese MÃ¶glichkeit, die eigene KÃ¼ndigung
zu blockieren, stehe in eklatantem Widerspruch zu einer typischen (abhÃ¤ngigen)
Arbeitnehmerstellung. ZusÃ¤tzlich fÃ¼hrt der KlÃ¤ger nun an, dass er als Einziger
Ã¼ber die notwendigen handelsspezifischen (Fach-) Kenntnisse verfÃ¼ge und ein
an ihn persÃ¶nlich gebundenes Netzwerk aufgebaut habe, welches ohne ihn nicht
weiter bestehen wÃ¼rde. SchlieÃ�lich weist die KlÃ¤gerseite darauf hin, dass der
KlÃ¤ger sowie der Mitgesellschafter ausweislich der JahresabschlÃ¼sse 2013 â��
2015 zusÃ¤tzlich zu dem gezeichneten Kapital weitere Einlagen in HÃ¶he von 6,614
Mio EUR in Form einer KapitalrÃ¼cklage geleistet haben, die durch Verluste
teilweise aufgezehrt worden sind. Der KlÃ¤ger habe dabei die Verluste in HÃ¶he
seiner Gesellschaftsanteile und damit sehr wohl ein unternehmerisches Risiko
getragen.

Der KlÃ¤ger beantragt daher zuletzt, den Bescheid vom 12.03.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.06.2014 aufzuheben und festzustellen, dass der
KlÃ¤ger in seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die Beigeladene zu 1) in der Zeit vom 01.12.2013
bis 31.12.2016 nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung sowie der Arbeitslosenversicherung unterlag.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt ihre Entscheidung aus den bereits in dem Bescheid genannten GrÃ¼nden
weiterhin fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig und verweist ergÃ¤nzend darauf, dass entscheidend
auf die MehrheitsverhÃ¤ltnisse abzustellen sei. Dies bedeute, dass bei einer
Minderheitsbeteiligung eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit nur angenommen werden
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kÃ¶nne, wenn eine allumfassende SperrminoritÃ¤t eingerÃ¤umt worden sei, die es
dem KlÃ¤ger insbesondere ermÃ¶gliche, jegliche Einzelanweisung an sich selbst zu
verhindern. Im vorliegenden Fall sei aber insbesondere durch Â§ 2 des
Dienstvertrags geregelt, dass der KlÃ¤ger Weisungen zu befolgen habe. Auch eine
DarlehensgewÃ¤hrung sei nicht entscheidend, da sich daraus kein
unternehmerisches Risiko ableiten lieÃ�e.

Die Beigeladenen stellen keine AntrÃ¤ge.

WÃ¤hrend des laufenden Klageverfahrens haben sich die MehrheitsverhÃ¤ltnisse an
der Beigeladenen zu 1) erneut verÃ¤ndert. Ab dem 31.07.2015 hielt der KlÃ¤ger
einen Anteil von 49,9 %, wÃ¤hrend die C GmbH noch 50,1 % der Anteile hÃ¤lt. Des
Weiteren trat insofern eine Ã�nderung ein, dass der KlÃ¤ger seit dem 28.08.2015
nicht mehr GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Mehrheitsgesellschafterin C GmbH ist.

Ab dem 01.01.2017 hÃ¤lt der KlÃ¤ger zudem an der Beigeladenen zu 1) eine
alleinige Mehrheit und ist alleiniger Gesellschafter der Beigeladenen zu 1). Die
Beklagte hat vor diesem Hintergrund fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2017 ein neues /
gesondertes Statusfeststellungsverfahren durchgefÃ¼hrt, so dass sich der hier
streitgegenstÃ¤ndliche Zeitraum auf die Zeit bis zum Beginn des neuen
Statusfeststellungsverfahrens und damit auf die Zeit bis zum 31.12.2016
beschrÃ¤nkt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird verwiesen
auf den Inhalt der Streitakte sowie auf den Inhalt der Verwaltungsakte der
Beklagten deren wesentliche Inhalte Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger ist durch den Bescheid
vom 12.03.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.06.2014 nicht im
Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beschwert, da der Bescheid
rechtmÃ¤Ã�ig ist. Die Beklagte hat zu Recht das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung angenommen und zu Recht das Vorliegen einer
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung und nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung bejaht.

Versicherungspflichtig sind in der Rentenversicherung nach Â§ 1 Abs.1 Nr.1
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) und in der Arbeitslosenversicherung nach 
Â§ 25 Abs.1 Nr.1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) gegen Arbeitsentgelt
beschÃ¤ftigte Personen. BeschÃ¤ftigung ist nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind nach Â§ 7 Abs.1
Satz 2 SGB IV eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, der auch die
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Kammer folgt, setzt eine BeschÃ¤ftigung in diesem Zusammenhang voraus, dass
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer
BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte
in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt (so BSG
24.01.2007, Az.: B 12 KR 31/06 R und 04.07.2007, Az.: B 11a AL 5/06 R).
DemgegenÃ¼ber ist eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene
Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen
frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt oder selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist, hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale
Ã¼berwiegen, maÃ�gebend ist jedenfalls stets das Gesamtbild der Arbeitsleistung
(vgl. BSG 24.01.2007, Az.: B 12 KR 31/06 R) und, falls die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse von den vertraglichen Vereinbarungen abweichen, wie die
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse sind und die tatsÃ¤chliche Ausgestaltung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses erfolgt ist (vgl. erneut BSG 24.01.2007, Az.: B 12 KR 31/06 R
und 25.01.2006, Az.: B 12 KR 30/04 R sowie 29.08.2012, Az.: B 12 R 14/10 R).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen wird auch die Frage beurteilt, ob eine TÃ¤tigkeit eines
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers als abhÃ¤ngige, beitragspflichtige
BeschÃ¤ftigung anzusehen ist oder nicht. Als zusÃ¤tzliches und maÃ�gebliches
Kriterium ist dabei zu beachten, in welchem Umfang eine Kapitalbeteiligung an der
Gesellschaft vorliegt (vgl. BSG 20.03.1984, Az.: 7 Rar 70/82). Eine AbhÃ¤ngigkeit
gegenÃ¼ber der Gesellschaft ist nicht bereits durch die Stellung des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers als Gesellschafter ausgeschlossen (zuletzt LSG Rheinland â��
Pfalz 12.11.2014, Az.: L 4 R 556/13 unter Verweis u.a. auf BSG 25.01.2006, Az.: B
12 KR 30/04). Vielmehr sind bei einem an dem Stammkapital der Gesellschaft
beteiligten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Umfang der Beteiligung und das AusmaÃ� des
sich daraus fÃ¼r ihn ergebenen Einflusses entscheidende Merkmale. Dabei
schlieÃ�t ein rechtlich maÃ�geblicher Einfluss auf die Willensbildung der
Gesellschaft ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in der Regel aus, wenn der
Gesellschafter damit Einzelanweisungen an sich im Bedarfsfall jederzeit verhindern
kann (LSG Rheinland â�� Pfalz 12.11.2014, Az.: L 4 R 556/13 unter Verweis u.a. auf
BSG 25.01.2006, Az.: B 12 KR 30/04). Sofern ein solcher maÃ�geblicher Einfluss
vorliegt, kann der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer durch seine Gesellschafterrechte die fÃ¼r ein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis typische AbhÃ¤ngigkeit vermeiden, insbesondere seine
eigene Abberufung (vgl. zuletzt LSG NRW 02.04.2014, Az.: L 8 R 530/13 sowie BSG
18.04.1991, Az.: B 7 Rar 32/90). Ein solcher maÃ�geblicher Einfluss, der das
Vorliegen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausschlieÃ�t, ist aber
in der Regel nur anzunehmen, wenn entweder die Gesellschaftsbeteiligung bei
mindestens 50 % liegt oder der Gesellschafter durch eine ihm eingerÃ¤umte
umfassende SperrminoritÃ¤t maÃ�geblichen Einfluss nehmen und ihm nicht
genehme Weisungen jederzeit verhindern kann (BSG 11.11.2015, Az.: B 12 KR
10/14 R und B 12 R 2/14 R sowie 19.08.2015, Az.: B 12 KR 9/14 R). Nicht
entscheidend dagegen ist, dass der Gesellschafter â�� GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer aufgrund
seines alleinigen Fachwissens und seiner Qualifikation faktisch eine entscheidende
Position und Machtstellung innerhalb der Gesellschaft innehat (Aufgabe der so
genannten "Kopf â�� und Seele â�� Rechtsprechung" vgl. BSG 29.07.2015, Az.: B
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12 KR 23/13 R). Zu beurteilen ist der versicherungsrechtliche Status demnach allein
nach der Rechtsmacht, die ein Gesellschafter â�� GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer innehat.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze geht die Kammer im vorliegenden Fall
von einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers bei der Beigeladenen zu 1)
aus.

Es kann hier ausdrÃ¼cklich offen bleiben, ob die Tatsache, dass der KlÃ¤ger nur
mittelbar Ã¼ber die E VermÃ¶gensverwaltungs GmbH & Co.KG und nicht
unmittelbar an der Beigeladenen zu 1) beteiligt war, rechtlich bedeutsam ist. Denn
selbst bei der Annahme, dass die mittelbare Beteiligung im vorliegenden Fall einer
unmittelbaren Beteiligung gleich stÃ¼nde, ergeben sich aus der Stellung als
Minderheitsgesellschafter trotz der vereinbarten Sonderrechte nicht so weitgehende
Befugnisse, dass eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung ausgeschlossen ist. Zwar
mÃ¶gen dem KlÃ¤ger umfassende Sonderrechte eingerÃ¤umt worden sein, mit
denen er z.B. auch seine eigene Abberufung verhindern konnte. Entscheidend ist
aber, dass der KlÃ¤ger aufgrund verschiedener Regelungen in Dienstvertrag und
GeschÃ¤ftsordnung ausdrÃ¼cklich verpflichtet war, Weisungen der
Gesellschafterversammlung und damit Weisungen der Mehrheitsgesellschafterin zu
befolgen und dass der KlÃ¤ger nicht alleinvertretungsberechtigt war. Hinzu kommt,
dass der KlÃ¤ger aufgrund der festgesetzten monatlichen VergÃ¼tung einem
unternehmerischen Risiko nicht ausgesetzt war und mit dem abgeschlossenen
Dienstvertrag zahlreiche arbeitnehmertypische Regelungen getroffen wurden.

Ausgehend von den bestehenden vertraglichen Regelungen ist festzustellen, dass
die Merkmale fÃ¼r eine abhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit deutlich Ã¼berwiegen.
Insbesondere der mit dem KlÃ¤ger abgeschlossene Dienstvertrag enthÃ¤lt
Ã¼berwiegend arbeitnehmertypische Regelungen. Durch Â§ 4 des Dienstvertrags
wird dem KlÃ¤ger ein monatlich zu zahlendes Festgehalt in HÃ¶he von 16.200,00
EUR bzw. 17.200,00 EUR garantiert, Tantiemen werden dagegen nicht gezahlt. Des
Weiteren werden dem KlÃ¤ger durch den Dienstvertrag weitere
arbeitnehmertypische Rechte gewÃ¤hrt, die ihm allein aus seiner
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrereigenschaft nicht zustÃ¼nden. So erhÃ¤lt der KlÃ¤ger nach Â§ 5
Leistungen im Todes- oder Krankheitsfall, wobei im Krankheitsfall das Krankengeld
der Krankenkasse bis zum Ende des dritten Kalendermonats auf den bisherigen
Nettoverdienst aufgestockt wird. Weiter wird als Nebenleistung die Bereitstellung
eines Dienstfahrzeugs garantiert, welches auch zur privaten Nutzung zur
VerfÃ¼gung steht. Der KlÃ¤ger hat zudem einen Anspruch auf Urlaub in einem
garantierten jÃ¤hrlichen Umfang von 28 Tagen, welcher mit dem Vorgesetzten und
der MitgeschÃ¤ftsfÃ¼hrung abzustimmen ist (Â§ 6). Spesen und Reisekosten
werden nach Â§ 7 gemÃ¤Ã� der geltenden betrieblichen Regelungen bzw. den
gÃ¼ltigen Lohnsteuerrichtlinien gezahlt. Weiter unterliegt der KlÃ¤ger gemÃ¤Ã�
der Â§Â§ 8 und 9 des Dienstvertrags umfassenden Geheimhaltungspflichten und
Wettbewerbsverboten.

ZusÃ¤tzlich wird der KlÃ¤ger durch Â§ 10 des Dienstvertrages in seiner Freiheit zur
AusÃ¼bung von NebentÃ¤tigkeiten deutlich eingeschrÃ¤nkt, da jede etwaige
NebentÃ¤tigkeit, sei sie auf Gewinn gerichtet oder nicht, der Zustimmung des
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Unternehmens bedarf. Ebenso dÃ¼rfen VortrÃ¤ge, VerÃ¶ffentlichungen und
gutachterliche TÃ¤tigkeiten nur mit Einwilligung des Unternehmens erfolgen.

In der Gestaltung der Regelungen des Dienstvertrags zeigt sich ein
Eingebundensein in die Organisation der Beigeladenen zu 1) und vor alle auch in die
Organisation der Ã¼bergeordneten A â�� Gruppe, die arbeitnehmertypischen
Regelungen des Dienstvertrags stehen deutlich im Vordergrund.

Das Eingebundensein in eine vorgegebene Organisation und das Unterworfensein
unter Richtlinien und auch Weisungen zeigt sich weiter auch deutlich in
verschiedenen Regelungen der einzelnen Vertragswerke. So wird in Â§ 7 der
abgeschlossenen Beteiligungsvereinbarung ausdrÃ¼cklich die Geltung von durch
die A â�� Gruppe beschlossenen Richtlinien festgelegt.

Entscheidend ist aber, dass der KlÃ¤ger sowohl durch den Gesellschaftsvertrag als
auch durch den Dienstvertrag als auch durch die festgelegte GeschÃ¤ftsordnung
ausdrÃ¼cklich den Weisungen der Gesellschafterversammlung unterliegt und
verpflichtet ist, diese auch zu befolgen. So setzt Â§ 7 Abs. 5 des
Gesellschaftsvertrags, Â§ 2 des Dienstvertrages und auch Â§ 2 der
GeschÃ¤ftsordnung ein Handeln nach Weisungen ausdrÃ¼cklich fest. Der KlÃ¤ger
ist demnach ausdrÃ¼cklich verpflichtet, den Weisungen der
Gesellschafterversammlung nachzukommen. Wenn die KlÃ¤gerseite hiergegen
einwendet, dass ein Nichtbefolgen der Weisungen fÃ¼r den KlÃ¤ger keinerlei
Konsequenzen habe, da dieser nur aus wichtigem Grund abberufen werden kÃ¶nne,
vermag dies nichts daran zu Ã¤ndern, dass der KlÃ¤ger vertraglich zur ErfÃ¼llung
der Weisungen verpflichtet bleibt und ist. Welche Konsequenzen eine
Nichtbefolgung der Weisungen letztlich nach sich zieht, insbesondere ob ein
wiederholtes Nichtbefolgen der Weisungen einen wichtigen Grund zur Abberufung
darstellen kann oder nicht, ist fÃ¼r die hier zu beurteilende Frage der
Versicherungspflicht unerheblich. Denn der KlÃ¤ger ist durch die in den
Vertragswerken ausdrÃ¼cklich normierte Pflicht den Weisungen der
Gesellschafterversammlung unterworfen und ist auch verpflichtet, diese Weisungen
zu erfÃ¼llen. Diese Verpflichtung besteht und zwar unabhÃ¤ngig von etwaigen
Konsequenzen, die sich aus einer NichterfÃ¼llung ergeben. Die Weisungen
kÃ¶nnen zwar im vorliegenden Fall aufgrund der dem KlÃ¤ger eingerÃ¤umten
Sonderrechte und dabei insbesondere aufgrund des Â¾ â��
Mehrheitserfordernisses bei der Ã�nderung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags keine
zusÃ¤tzlichen Verpflichtungen des KlÃ¤gers z.B. hinsichtlich Arbeitszeit und
Arbeitsort begrÃ¼nden. Die Gesellschafterversammlung kann aber inhaltliche
Weisungen erteilen, an die sich der KlÃ¤ger zu halten hat. Diese Weisungen
kÃ¶nnen durch den KlÃ¤ger nicht verhindert werden, was insbesondere im
Zusammenhang mit der Tatsache, dass der KlÃ¤ger nur Minderheitsgesellschaft ist,
fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung spricht (vgl. LSG Berlin â�� Brandenburg
14.09.2017, Az.: L 1 KR 311/15).

Der KlÃ¤ger ist daher im vorliegenden Fall hinsichtlich der AusÃ¼bung seiner
TÃ¤tigkeit und der inhaltlichen Ausgestaltung seiner Arbeitsleistung an die
Gesellschafterversammlung gebunden, was gegen eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
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spricht (vgl. LSG Hamburg 05.11.2014, Az.: L 1 KR 44/13). Unerheblich ist auch, ob
dieses Weisungsrecht tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt wurde oder wird. Denn entscheidend
ist die mÃ¶gliche Ã�berwachung durch die Gesellschafter und die reine
MÃ¶glichkeit der Weisungserteilung, entscheidend ist damit die abstrakte
Rechtsmacht, die fÃ¼r die Mehrheitsgesellschafter besteht (vgl. LSG NRW
27.08.2014, Az.: L 8 R 337/13 und LSG Hamburg 05.11.2014, Az.: L1 KR 44/13).

Vor dem Hintergrund dieser Weisungsgebundenheit sind auch die dem KlÃ¤ger
eingerÃ¤umten Sonderrechte und insbesondere die EinrÃ¤umung einer
SperrminoritÃ¤t fÃ¼r bestimmte GeschÃ¤fte, die einer Â¾ â�� Mehrheit
bedÃ¼rfen, zu sehen. Zwar kann â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� auch bei einem
Minderheitsgesellschafter eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit angenommen werden, dies
aber nur in AusnahmefÃ¤llen und nur dann, wenn der Gesellschafter durch eine ihm
eingerÃ¤umte umfassende SperrminoritÃ¤t maÃ�geblichen Einfluss nehmen und
ihm nicht genehme Weisungen jederzeit verhindern kann (BSG 11.11.2015, Az.: B
12 KR 10/14 R und B 12 R 2/14 R sowie 19.08.2015, Az.: B 12 KR 9/14 R). Hier kann
der KlÃ¤ger zwar an bestimmten GeschÃ¤ften durch die Festlegung der
Notwendigkeit einer Â¾ â�� Mehrheit wesentlich mitwirken und er kann vor allem
durch die getroffenen Regelungen jeden Beschluss, der seine Rechtsstellung und
seine Angelegenheiten betrifft, verhindern. Weder kann der KlÃ¤ger â�� es sei
denn, es liegt ein wichtiger Grund vor â�� gegen seinen Willen abberufen werden,
noch kann gegen seinen Willen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag geÃ¤ndert werden.
Seine Befugnisse und Kompetenzen kÃ¶nnen durch die vertraglichen Regelungen
nicht gegen seinen Willen eingeschrÃ¤nkt oder verÃ¤ndert werden. Dadurch
werden dem KlÃ¤ger erhebliche Rechte und Freiheiten eingerÃ¤umt, die auch
gegen die Einflussnahme der Ã¼brigen Gesellschafter abgesichert sind. Diese
Sonderrechte, auf die sich die KlÃ¤gerseite im Wesentlichen beruft, Ã¤ndern jedoch
nichts an der Tatsache, dass der KlÃ¤ger durch das bestehende und vertraglich
ausdrÃ¼cklich eingerÃ¤umte Weisungsrecht in Bezug auf seine TÃ¤tigkeit den
Weisungen der Gesellschafterversammlung unterworfen bleibt und als
Minderheitsgesellschafter weder jegliche Weisungen gegen sich verhindern kann
noch die Regelungen hinsichtlich dieser Weisungsgebundenheit Ã¤ndern kann.

Auch in anderen vertraglichen Regelungen spiegelt sich zudem die Eingliederung
des KlÃ¤gers in den Betrieb der Beigeladenen zu 1) und damit auch in den Rahmen
der A â�� Gruppe wieder. So ist der KlÃ¤ger nicht alleinvertretungsberechtigt,
sondern eine Vertretung kann nur gemeinschaftlich mit dem zweiten von der
Mehrheitsgesellschafterin gestellten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erfolgen. Zwar hat die
KlÃ¤gerseite im Termin angegeben, dass praktisch diese rechtliche Regelung nicht
gelebt wird und der KlÃ¤ger sÃ¤mtliche Entscheidungen allein trifft, rechtlich
besteht diese Rechtsmacht fÃ¼r den KlÃ¤ger jedoch nicht. Vielmehr kann eine
Vertretung der Beigeladenen zu 1) nach auÃ�en nur gemeinschaftlich erfolgen, so
dass der KlÃ¤ger bei allen Entscheidungen, die er zu treffen hat, von der Einigung
mit dem zweiten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer abhÃ¤ngig ist. Auch hier gilt, dass nicht
entscheidend ist, dass der zweite GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eine solche Einigung
tatsÃ¤chlich nicht eingefordert hat. Entscheidend ist auch hier die abstrakte
Rechtsmacht und die MÃ¶glichkeit des zweiten â�� von der
Mehrheitsgesellschafterin bestellten â�� GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers, insbesondere in
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KonfliktfÃ¤llen die gemeinschaftliche Vertretung einzufordern und damit Einfluss
auf die GeschÃ¤fte des KlÃ¤gers nehmen zu kÃ¶nnen. Hinzu kommen zahlreiche in
der GeschÃ¤ftsordnung normierte genehmigungspflichtige GeschÃ¤fte. In den in
dieser AufzÃ¤hlung festgelegten GeschÃ¤ften kann der KlÃ¤ger nicht allein eine
Entscheidung treffen, sondern muss immer zwingend die Zustimmung der
Gesellschafterversammlung einholen. Dazu gehÃ¶ren unter anderem "wesentliche
strategische MaÃ�nahmen" (Nr. 5 der Liste der genehmigungspflichtigen
GeschÃ¤fte), ohne dass nÃ¤her erlÃ¤utert wÃ¤re, was genau damit gemeint ist.
Auch z.B. GrundstÃ¼cksgeschÃ¤fte, Miet- und PachtvertrÃ¤ge und
DauerschuldverhÃ¤ltnisse dÃ¼rfen von dem KlÃ¤ger nur in einem bestimmten
finanziellen Rahmen begrÃ¼ndet werden. Es folgen zudem eine Reihe weiterer
GeschÃ¤fte, Ã¼ber deren Abschluss der KlÃ¤ger nicht allein entscheiden kann. Der
KlÃ¤ger ist demnach in seiner GeschÃ¤ftsfÃ¼hrereigenschaft auch dadurch
Weisungen und Zustimmungserfordernissen unterworfen, die seine Rechtsmacht
einschrÃ¤nken. Neben dieser fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung sprechenden
Weisungsgebundenheit und die bestehende zumindest personelle Eingliederung in
den Betrieb der Beigeladenen zu 1) fehlt es auch an einem unternehmerischen
Risiko, was ebenfalls fÃ¼r das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung spricht.
Ein unternehmerisches Risiko ist nur dann anzunehmen, wenn das eigene Kapital
oder die eigene Arbeitskraft auch mit der Gefahr des Verlustes eingesetzt wird, das
heiÃ�t, dass der Erfolg des Einsatzes der sÃ¤chlichen oder persÃ¶nlichen Mittel
ungewiss ist (so u.a. BSG 25.01.2001, Az.: B 12 KR 17/00 R und 28.09.2011, Az.: B
12 R 17/09 R). Allerdings ist ein unternehmerisches Risiko nur dann Hinweis auf
eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, wenn diesem Risiko auch grÃ¶Ã�ere Freiheiten in der
Gestaltung und der Bestimmung des Umfangs beim Einsatz der eigenen Arbeitskraft
oder grÃ¶Ã�ere VerdienstmÃ¶glichkeiten gegenÃ¼berstehen (vgl. BSG 28.05.2008,
Az.: B 12 KR 13/07 R und 28.09.2011, Az.: B 12 R 17/09 R sowie BSG 31.03.2015, B
12 KR 17/13 R). Die eigene Arbeitskraft setzt der KlÃ¤ger keinesfalls mit der Gefahr
des Verlustes oder auch nur mit der Ungewissheit eines Erfolges ein, da ihm ein
festes monatliches Gehalt garantiert und auch gezahlt wurde. Sofern die
KlÃ¤gerseite nun geltend macht, das unternehmerische Risiko lÃ¤ge in der
zusÃ¤tzlich erbrachten Kapitaleinlage, die bereits durch Verluste teilweise
aufgezehrt sei, kann dem nicht gefolgt werden. Denn diese geleistete zusÃ¤tzliche
Einlage steht nicht im Zusammenhang mit der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers, sondern resultiert allein aus seiner Gesellschafterstellung (vgl. LSG NRW
11.05.2016, Az.: L 8 R 988/15). Es handelt sich nicht um einen mit den
geschuldeten Diensten verbundenen Aufwand und die Leistung war nicht zur
ErfÃ¼llung der dienstvertraglichen Pflichten erforderlich (vgl. BSG 29.08.2012, Az.: 
B 12 KR 25/10 R). Zudem verschaffte dieser Kapitaleinsatz dem KlÃ¤ger auch keine
grÃ¶Ã�eren EinwirkungsmÃ¶glichkeiten bei der Beigeladenen zu 1) (vgl. erneut LSG
NRW 11.05.2016, Az.: L 8 R 988/15), so dass von einem unternehmerischen Risiko
nicht ausgegangen werden kann.

Daher ist in der Gesamtschau aller Kriterien und insbesondere unter Beachtung der
bestehenden Weisungsgebundenheit und des fehlenden unternehmerischen Risikos
sowie der verbleibenden Entscheidungsmacht der Gesellschafterversammlung in
bestimmten GeschÃ¤ften festzustellen, dass die fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung sprechenden Merkmale Ã¼berwiegen und der KlÃ¤ger daher als
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versicherungspflichtig nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung und in der
Rentenversicherung einzustufen ist.

Die Klage ist daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 01.10.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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